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- nur per Mail -

Lianderbeteiligung - Zweites Gesetz Anderung BNatSchG Wolf

Sehr geehrte Damen und Herren,

das Sachsische Staatsministerium fur Umwelt und Landwirtschaft (SMUL)
bedankt sich flr die Mdglichkeit, zu dem Entwurf flr ein ,Zweites Gesetz
zur Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes Stellung nehmen zu
kénnen. Es wird ausdricklich begrufdt, dass der Bund die Bitte der Lander
um weitere Konkretisierungen des Artenschutzrechtes beim Wolf aufgegrif-
fen hat. Auch wenn die nun vorgelegten Vorschlage hinter den umfassen-
den Forderungen des Freistaates Sachsen zum Wolfsmanagement und der
Unterstlitzung der Weidetierhaltung noch zurlckbleiben und die Frist fiir
die Prifung des Gesetzesvorschlages sehr kurz ist, sind die Bemihungen
um eine schnelle Umsetzung gefundener Kompromisse zwischen den
Bundesressorts zu wirdigen.

Im Ubrigen verweisen wir erganzend auf die im Bundesrat anhéngigen
Antrage Sachsens zur weiteren Begrindung unserer Stellungnahmen (vgl.
Drucksache 481/18; Drucksache 162/19 und 163/19).

Dies vorangestellt wird zu den einzelnen Bestimmungen Folgendes ange-
merkt:

ZuNr.3 §45a-neu -:

Zu Abs. 1: Die Regelung wird grundsatzlich mitgetragen. Um sicherzustel-
len, dass Jagdausibungsberechtigte bei den ihnen zugelassenen Aktivita-
ten von dem Futterungsverbot nicht unbeabsichtigt erfasst werden (insbe-
sondere bei der Einrichtung sog. Kirrplatze), wird folgende Erganzung als
Satz 3 erbeten:

,Die ordnungsgemafle Jagdausubung auf anderes Wild bleibt hiervon
unberuhrt.”
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Die Zukunfsinitiative des Sachsischen
Staatsministeriums fur Umwelt und Landwirtschaft
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Arbeiten im Offentlichen Dienst Sachsen

Hausanschrift:

Siachsisches Staatsministerium
fiir Umwelt und Landwirtschaft
Wilhelm-Buck-Strafte 2

01097 Dresden

www.smul.sachsen.de

Verkehrsverbindung:
Zu erreichen mit den StraRen-
bahnlinien 3, 6, 7, 8, 13

Fir Besucher mit Behinderungen
befinden sich gekennzeichnete
Parkplatze am Konigsufer.

Fur alle Besucherparkplatze gilt:
Bitte beim Pfortendienst melden.

Bitte beachten Sie die allgemei-
nen Hinweise zur Verarbeitung
personenbezogener Daten durch
das Séachsische Staatsministeri-
um fur Umwelt und Landwirtschaft
zur Erfillung der Informations-
pflichten nach der Europaischen
Datenschutz-Grundverordnung
auf www.smul.sachsen.de


https://www.smul.sachsen.de
https://www.smul.sachsen.de
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Zu Abs. 2:

Aus Sicht des Freistaates Sachsen sind die Ausflhrungen in der Begriindung auf
Seite 9, Absatz 2 zu § 45 a Abs. 2 BNatSchG — neu - nicht ausreichend, um die
gebotene Rechtssicherheit flr die Behdrden im Vollzug zu gewahrleisten, sondern der
Absatz 2 des Normtextes selbst ist zu erganzen.

Zum einen finden die Ausfuihrungen in der Begrindung auf Seite 9 im Gesetzestext
selbst keinerlei Anklang, so dass schon deshalb eine Bindung der Gerichte an die dort
niedergelegte Auffassung nicht mit der gebotenen Sicherheit erzeugt werden kann.
Weiterhin ist die in der Begrundung skizzierte Moglichkeit ausschlief3lich fur die Zukunft
eroffnet, dass bereits fur Deutschland insgesamt der glinstige Erhaltungszustand in
einem Bericht nach Art 17 Abs. 1 der FFH-Richtlinie festgestellt worden ist. Damit wird
die Rechtsprechung des EuGH nicht berlcksichtigt, dass Enthahmen auch vor diesem
Zeitpunkt mdglich sind, wenn sachgerecht nachgewiesen werden kann, dass die
Entnahmen weder den Erhaltungszustand weiter verschlechtern noch die Wiederher-
stellung eines glnstigen Erhaltungszustandes verhindern (vgl. EuGH C- 3421/05
Randnummer 29).

Sofern unter strenger Kontrolle, selektiv und in beschranktem Ausmal die Entnahme
von Wélfen zugelassen werden soll, was durch den Freistaat Sachsen als 1:1 Umset-
zung des Art 16 Abs. 1 Buchstabe e der FFH-Richtlinie in der Drucksache 162/19 des
Bundesrates vorgeschlagen wurde, muss dies im Gesetz selbst ausgedrickt werden.

Es wird daher folgende Formulierung vorgeschlagen:
In § 45 a BNatSchG wird ein Absatz 3 (neu) erganzt:

.(3) § 45 Absatz 7 Satz 1 gilt bezuglich des Wolfes mit der MalRgabe, dass unter
strenger Kontrolle, selektiv und in beschranktem Ausmal} die Entnahme einer begrenz-
ten Anzahl von Wolfen erlaubt werden kann.*“

Weiterhin ist der Freistaat Sachsen der Auffassung, dass die Erteilung von Ausnahmen
als ein letztes Mittel eines umfassenden Managements verstanden werden muss.
Hierzu ist erforderlich, dass den Vollzugsbehérden klare und rechtsichere Vorgaben
gemacht werden kdnnen. Um sicherzustellen, dass die Voraussetzungen, die an die
Erteilung einer Ausnahme zu stellen sind, europarechtskonform ausgestaltet werden,
sind weitere Konkretisierungen der einzelnen Ausnahmetatbestande erforderlich.
Verwaltungsinterne Vorgaben belassen das Risiko einer falschen Auslegung bei der
Verwaltung. In Hinblick auf die gesamtstaatliche Verpflichtung wird hier eine bundes-
weit einheitliche Festlegung fir sinnvoll gehalten, zu der eine Verordnungserméach-
tigung das BMU berechtigen soll.

Solange die Nutzung der Ermachtigung fir eine Bundesverordnung dem BMU nicht
opportun erscheint, sollten die Lander, in denen es einen entsprechenden Steuerungs-
bedarf gibt, die Mdglichkeit haben, hier selbst die erforderlichen umfassenden Festle-
gungen zu treffen.

Dies ware durch einen neuen § 45 a Absatz 5 mdglich, der wie folgt formuliert sein
sollte:
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»(5) Das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Management-
malflinahmen fur die Art Wolf zu bestimmen, insbesondere die Voraussetzungen nach
§ 45 Abs. 7 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 3 dieser Bestimmung zu konkretisieren.
Solange und soweit das Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit von seiner Ermachtigung nach Satz 1 keinen Gebrauch macht, sind die
Landesregierungen zum Erlass einer entsprechenden Verordnung ermachtigt. Sie
kénnen die Ermachtigung nach § 45 Abs. 7 Satz 7 durch Rechtsverordnung auf andere
Landesbehoérden uUbertragen.”

Zu Abs. 3:

Der Vorschlag verpflichtet die Naturschutzbehérden zur Entnahme der Hybriden, ohne
dabei den Hybridisierungsgrad zu limitieren. Ob in dem konkreten Fall der dadurch
bewirkte Aufwand flir die Naturschutzbehorden fachlich jedes Mal gerechtfertigt ist,
muss bezweifelt werden und sollte daher bei der vorgesehen Einzelfallentscheidung in
das Ermessen der Behorden gestellt werden. Da aus fachlicher Sicht eine Identifikation
eines Hybriden auf Grundlage morphologischer Merkmale Uber die dritte Generation
regelmaflig ausscheidet, sollte hier fir die Entnahmeentscheidung eine Grenze
gezogen werden.

Es wird daher folgenden Formulierung vorgeschlagen:

.Hybriden zwischen Wolf und Hund bis zur dritten Generation einschlieBlich ihrer
Welpen kénnen durch die fur Naturschutz und Landschaftspflege zustandige Behodrde
abweichend von § 44 Absatz 1 enthommen werden.

Zur Begriindung:

Zu Nummer 3 Absatz 2:

Die Reglung wird grundsatzlich mitgetragen. Hier sollte aber in der Begrindung klar-
gestellt werden, dass molekulargenetische Untersuchung nicht die gesetzliche Voraus-

setzung flr eine Entnahmeentscheidung nach § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 BNatSchG sind.

Mit freundlichen GrifRen

Seite 3von 3

Freistaat

SACHSEN



	Zu Nr. 3 § 45 a - neu -: 
	Zu Abs. 1: 
	Zu Abs. 2: 
	Zu Abs. 3: 

	Zur Begründung: 
	Zu Nummer 3 Absatz 2:




